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Für Wachstum - Sozial 
ist, was Arbeit schafft 

Schneller, als von Rot- 
^*rün erhofft, und mutiger, 
a,s von manchem Beobach- 
er erwartet, haben sich die 
^äsidien von CDU und 

^U auf einer gemeinsa- 
men Sitzung auf vier we- 
ltliche Reformen für den 
^•"öeitsmarkt geeinigt. 

Bei der Vorstellung der 
Beschlüsse zeigte sich die 
Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela Mer- 
kel, zufrieden: „Der gestrige 
Tag hat gezeigt, dass wir ge- 
meinsam marschieren wol- 
len." CDU und CSU hätten 
mit ihrer raschen Einigung 
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Handlungsfähigkeit bewie- 
sen und seien mit ihren Vor- 
schlägen „sehr viel konkre- 
ter" als die SPD. Angela 
Merkel und der bayrische 
Ministerpräsident Edmund 
Stoiber sind sich einig, dass 
die Union nach der Verstän- 
digung als „Motor der Re- 
formen" gesehen werden 
muss. Die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands und 
der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag sig- 
nalisierte, dass die Union je- 
derzeit zu Verhandlungen 
mit Rot-Grün bereit sei. Die 
Vorschläge der Regierung 
gingen der Union aber nicht 
weit genug. Deshalb müsse 
die SPD sich endlich bewe- 
gen und konkrete Gesetzes- 
entwürfe auf den Tisch le- 
gen, forderte Angela Mer- 
kel. Diesen Forderungen 
nach einer raschen Umset- 
zung der Reformen schloss 
sich Edmund Stoiber an. Er 
warf der rot-grünen Regie- 
rung vor, sie hätte die ver- 
gangenen Jahre untätig ver- 
streichen lassen. Während 
die Sozialdemokraten noch 
über ihren Kurs stritten, 
zeige die Union ein kla- 
res Reformprofil, ergänzte 

der bayrische Ministerpräsi- 
dent. Angela Merkel sieht 
mit den Beschlüssen den 
Anspruch der Union bekräf- 
tigt, den Bürgern eine 
verlässliche und berechen- 
bare Politik anzubieten. Die 
Union hätte bewiesen, dass 
sie willens und fähig ist, in 
einer wirtschaftlich schwie- 
rigen Situation rasch zu 
handeln. 

Maßnahmenkatalog 

Die Spitzengremien bei- 
der Parteien einigten sich 
ohne Gegenstimmen auf ein 
Bündel von vier Maßnah- 
men: 
• Die Arbeitslosen-und So- 
zialhilfe soll wieder Hilfe 
zur Selbsthilfe werden. Sie 
wird auf Höhe der Sozial- 
hilfe zusammengelegt. Da 
es vorrangig um Reintegra- 
tion in den Arbeitsmarkt 
geht, gilt der Grundsatz: 
Wer Arbeit oder Qualifizie- 
rung - gleich welcher Art- 
auch gemeinnützig - ab- 
lehnt, erhält eine pauschal 
um 30 Prozent gekürzte Lei- 
stung. Wer hinzuverdient- 
dem  wird   ein  wesentlich 
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größerer Teil belassen. Da- 
durch wird der Charakter der 
Sozialhilfe als Lohnergän- 
zungsleistung gestärkt. Die 
Träger der neuen Sozialhilfe 
wiederum sind verpflichtet, 
notfalls auch gemeinnützige 
Arbeit anzubieten. 
• Die Beiträge zur Arbeits- 
losenversicherung sollen 
auf 5 Prozent gesenkt wer- 
den. Dazu werden die inef- 
fizienten Bereiche der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik, 
Z-B. ABMs, stufenweise 
gestrichen. Das Arbeitslo- 
sengeld wird mittelfristig 
auf eine Bezugszeit von 12 
Monaten, bis zu 18 Mona- 
ten bei längeren Beitrags- 
zeiten, begrenzt. Aus Ver- 
trauensschutzgründen und 
wegen der extrem schwieri- 
gen Arbeitsmarktlage für 
ältere gilt für eine Über- 
gangszeit eine Bezugs- 
dauer von 24 Monaten bei 
40 Versicherungsjahren. 
* Der Kündigungsschutz 
g'lt nicht für Neueinstellun- 
gßn bei Unternehmen, die 
Weniger als 20 Beschäftigte 
naben. Für alle Existenz- 
gründer entfällt während der 
ersten vier Jahre der Kündi- 
gungsschutz für ihre Mitar- 
beiter. Betriebliche Bünd- 
n'sse für Arbeit sollen er- 
möglicht werden. 

Bei der Tarifverfassung 
§1't: Betriebliche Bünd- 
n,sse für Arbeit sollen Ab- 
weichungen vom Tarifver- 

trag während der Laufzeit 
eines Tarifvertrages ohne 
Zustimmung der Tarifpar- 
teien, längerfristige Abwei- 
chungen mit Zustimmung 
der Tarifparteien vereinba- 
ren können. So werden 
maßgeschneiderte Lösun- 
gen für die einzelnen Be- 
triebe gerade in Krisenzei- 
ten möglich und mehr Be- 
schäftigung erhalten bzw. 
geschaffen. 

Bei der Vorstellung der 
Beschlüsse machten Angela 
Merkel und Edmund Stoiber 
deutlich,dass es nicht darum 
gehe, den Bürgern etwas 
wegzunehmen. Es müssten 
aber Regeln geschaffen wer- 
den, damit ein wirtschaftli- 
cher Aufschwung gelinge, 
der allen zugute komme. 
„Wer arbeitet, soll auch 
mehr in der Tasche haben", 
ist die klare Botschaft. Man 
sei sich sicher, dass das Kon- 
zept der Union in der Bevöl- 
kerung mehrheitsfähig sei. 

Konstruktive 
Zusammenarbeit 

Wie bereits im Wahl- 
kampf bewiesen, hätten 
CDU und CSU konstruktiv 
zusammengearbeitet, be- 
richteten die beiden Partei- 
vorsitzenden übereinstim- 
mend. Beide Parteien sei- 
en aufeinander zugegangen 
und   man   hätte   sich   auf 

gleichberechtigter Grund- 
lage geeinigt. „Wenn das üb- 
lich wäre, würde Deutsch- 
land viel weiter kommen", 
sagte Angela Merkel. Die 
Einigung der beiden Uni- 
onsparteien ist nicht zuletzt 
dem Generalsekretär der 
CDU Deutschlands, Lau- 
renz Meyer, und seinem 
Verhandlungspartner, dem 
bayrischen Staatskanzlei- 
minister, Erwin Huber, zu 
verdanken. Sie erarbeiteten 
ein Konzept, in dem sich am 
Ende beide Verhandlungs- 
partner wiederfanden. „Wir 
haben an einem Abend das 
geschafft, wofür die SPD 
mindestens vier Regional- 
konferenzen und einen Par- 
teitag braucht", stellte Lau- 
renz Meyer fest. 

Neben dem zentralen 
Beschluss „Für Wachstum- 
sozial ist, was Arbeit 
schafft" wurden noch Be- 
schlüsse zur finanziellen 
Entlastung der Kommunen, 
zur Zukunft der allgemeinen 
Wehrpflicht und zum ge- 
planten EU-Verfassungs- 
vertrag gefasst. 

VUTB/ä 

Sie finden alle 
Beschlüsse im vollen 

Wortlaut sowohl in der 
Dokumentation im 

Innenteil als auch auf 
www.cdu.de 

unter „Politik A-Z", 
Stichwort „Beschlüsse" 
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BUNDESVORSTAND 

SICHERHEITSPOLITIK 

Stabilität durch Partnerschaft und 
Vertrauen 

Bei einer Presseunterrich- 
tung im Anschluss an eine 
Sitzung des CDU-Bundes- 
vorstands stellte Wolf- 
gang Schäuble, Mitglied 
des Präsidiums und Stell- 
vertretender Vorsitzender 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, das vom Bun- 
desvorstand beschlossene 
Papier zur deutschen 
Außenpolitik vor. 

In diesem Papier fordert 
die CDU von der rot-grünen 
Bundesregierung einen 
Kurswechsel in der deut- 
schen Außen- und Sicher- 
heitspolitik. Europa und 
Amerika bildeten eine 
„Werte-, Interessen- und 
Schicksalsgemeinschaft". 
Auch wirtschaftlich seien 
beide Partner eng miteinan- 
der verflochten und daher 
auf einander angewiesen. 
Gleichzeitig sei die europäi- 
sche Einigung äußerst wich- 
tig für Deutschland. Die 
Freundschaft mit den USA 
und die europäische Eini- 
gung dürften aber nicht als 
konkurrierende Ziele ver- 
standen werden. „Wir brau- 
chen nicht das eine statt des 
anderen. Wir brauchen bei- 
des", unterstrich Wolf gang 
Schäuble. „Die europäische 

Einigung und die transatlan- 
tische Partnerschaft sind 
zwei Seiten einer Medaille", 
sagte er. Die von der Bundes- 
regierung betriebene Politik 
der deutschen Sonderwege 
und Achsenbildungen sei 
deshalb  der falsche  Weg. 

Die deutsch-französische 
Freundschaft ist nach An- 
sicht Wolfgang Schäubles 
„wesentlich" für die europäi- 
sche Einigung. Dies dürfe 
aber nicht zu einer Ausgren- 
zung anderer Mitgliedstaa- 
ten der Union führen. 

Der stellvertretende Frak- 
tionsvorsitzende kritisierte, 
dass in Deutschland zu viel 
darüber diskutiert worden 
sei, ob die Entscheidungen 
Amerikas - vor allem im Fall 
des Irakkriegs - richtig oder 
falsch gewesen seien. Zu we- 
nig sei dagegen über die Po- 
sition  und die Politik  der 

deutschen Regierung disku- 
tiert worden. 

Wolfgang Schäuble 
sprach sich nachdrücklich 
für multilaterale Strukturen 
und Entscheidungen aus. 
Um solche Strukturen mit- 
gestalten zu können, müsse 
Deutschland aber mehr 
Beiträge leisten. Grund- 
falsch sei es deshalb, dass 
sich Rot-Grün im Falle des 
Irak-Kriegs vorab katego- 
risch festgelegt und damit 
selbst aus der Diskussion 
ausgeschlossen habe. Auch 
gelte es, die NATO zu stär- 
ken und die in Prag be- 
schlossene Nato Response 
Force (NRF) schnell einsatz- 
fähig zu machen .Als „außer- 
ordentlich wichtig" bezeich- 
nete Wolfgang Schäuble zu- 
dem die politische Konflikt- 
lösung und Prävention. 

VUTH/ä 
Den Beschluss des 

Bundesvorstandes „Die 
außenpolitischen Inter- 

essen Deutschlands: 
Stabilität durch Part- 

nerschaft und Ver- 
trauen", vom 28. April 
2003, finden Sie auf 

www.cdu.de in der Ru- 
brik „Politik A-Z", 

Stichwort „Beschlüsse"- 
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ARBEITSMARKT 

LAURENZ   MEYER: 

Rot-Grün hat größte Arbeitsmarkt- 
krise seit dem Krieg zu verantworten 

Zu den Arbeitslosenzah- 
len des Monats April er- 
klärte CDU-Generalse- 
kretär Laurenz Meyer: 

Noch nie seit der Wieder- 
vereinigung gab es eine so 
hohe Arbeitslosigkeit in Ge- 
samtdeutschland, noch nie 
Seit dem Krieg eine solch 
hohe April-Arbeitslosen- 
zahl wie in diesem Frühjahr. 
Fünf Jahre rot-grüne Politik 
führen zu einem traurigen 
Nachkriegsrekord bei der 
Arbeitslosigkeit. 

Drei Gruppen haben un- 
ter diesem Kanzler am mei- 
sten zu leiden: Besonders 
dramatisch ist die Lage in 
den neuen Ländern. Eine 
mehr als doppelt so hohe Ar- 
beitslosenquote wie im We- 
sten zeigt: Unter Schröder 
yerliert der Osten immer 
Leiter den Anschluss. Fünf 
Jahre angeblicher Chefsa- 
che Aufbau Ost bedeuten 
fünf Jahre Rückschritt! 

Zweitens ist katastro- 
phal: Die Zahl der arbeitslo- 
sen Jugendlichen steigt und 
steigt. Über 10 Prozent mehr 
junge Arbeitslose gegen- 
über dem Vorjahresmonat - 
Ur>d gegenüber 1998 nahm 
lhre Zahl um 55.000 bzw. 
11-8% zu. Außerdem: Bin- 

nen Jahresfrist hat sich die 
Ausbildungslücke um 36% 
auf 161.000 erhöht. Millio- 
nenschwere Programme wie 
JUMP sind verpufft. Folge: 
Die Regierung Schröder 
raubt einer ganzen Genera- 
tion ihre Chancen! Und drit- 
tens hat Deutschland bei den 
älteren Arbeitslosen über 55 
die höchste Arbeitslosen- 
quote in Europa. Überhaupt: 
Wenn die Bundesregierung 
immer wieder aufs Neue 
die Weltwirtschaft für die 
Probleme in Deutschland 
verantwortlich macht, wirft 
sie mit Nebelkerzen. Das 
Problem ist hausgemacht: 
Deutschland liegt schlechter 
als der Durchschnitt der EU- 
Arbeitslosenquote. All dies 
zeigt: Deutschlands Pro- 
blem ist nicht die Konjunk- 
tur, Deutschlands Problem 
heißt Schröder! 

Deutschland braucht 
keine Agenda-Rhetorik 

Statt endlich zu handeln, 
beschäftigen sich Schröder 
und die SPD nur mit sich 
selbst - zum Schaden für die 
Menschen in unserem Land. 
Deutschland braucht keine 
Agenda-Rhetorik, Deutsch- 
land braucht endlich Taten. 
Während Schröders zerstrit- 
tene SPD sich mit Nabel- 
schau befasst, steigen Ren- 
ten- und Krankenkassen- 
beiträge weiter. Täglich ge- 
hen in Deutschland über 100 
Betriebe in Konkurs. Das 
heißt: Bis zum SPD-Partei- 
tag machen weitere zwei- 
einhalbtausend Firmen die 
Lichter aus. Schröder streitet 
sich mit seinen Linken und 
mit dem DGB - und all das 
auf dem Rücken der Arbeits- 
losen. Ein Kanzler, der von 
der eigenen Partei zu Son- 
derparteitagen und Regio- 
nalkonfcrenzen gezwungen 
wird, ist im Grunde geschei- 
tert und sollte den Weg zu ei- 
nem Neuanfang freimachen. 

UlFB/ä 
Die aktuellen Arbeits- 
marktzahlen finden Sie 
auf: www.arbeitsamt.de 
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BILDUNGSPOLITIK 

KATHERINA   REICHE 

Konkrete Vorschläge für Lehrstellen 
Der Lehrstellengipfel der 
Bundesregierung ist ge- 
scheitert und eine große 
Enttäuschung für alle 
Jugendlichen, die eine 
Lehrstelle suchen. 

Das Versprechen des 
Bundeskanzlers bei der Re- 
gierungserklärung, dass alle 
Jugendlichen, die eine Lehr- 
stelle suchen, auch eine er- 
halten würden, wurde gebro- 
chen. Der Bundesregierung 
fehlt die politische Kraft,die 
Kosten der Ausbildung zu 
senken,um die Ausbildungs- 
fähigkeit und -bereitschaft zu 
fördern. Die Fakten: In 
Deutschland sind 562.0(H) 
junge Menschen ohne Ar- 
beit. Hinzu kommt, dass für 
das kommende Ausbil- 
dungsjahr 2003/04 148.000 
Lehrstellen fehlen,davon al- 
lein in den neuen Ländern 
105.000 Ausbildungsplätze. 
Jede zehnte betriebliche Aus- 
bildungsstelle im Handwerk 
in den neuen Ländern fällt in 
diesem Jahr weg. Tausende 
Jugendliche in Deutschland 
werden damit um ihre Zu- 
kunftschancen gebracht. 
Längst hätte die Bundesre- 
gierung handeln müssen. 
Rot-Grün verantwortet, dass 
im September viele junge 
Menschen keinen Ausbil- 
dungsvertrag haben werden. 

Der Klein- und Mittel- 
stand, der ca. 80 % aller Aus- 
bildungsplätze schafft, wird 
jedoch von der Bundesre- 
gierung seit Jahren ver- 
nachlässigt. Die Bundesre- 
gierung hat es nicht ver- 
mocht,die Unternehmen von 
Bürokratie und Abgabenlast 
zu befreien. Offenbar plant 
Rot-Grün unter dem Druck 
der Gewerkschaften, mit der 
Ausbildungsplatzabgabe 
eine neue Belastung für Un- 
ternehmen. Fast 40.000 Un- 
ternehmenspleiten im letzten 
Jahr sprechen eine deutliche 
Sprache. 

Wir erteilen der Ausbil- 
dungsplatzabgabe eine klare 
Absage. Auch bereits aus- 
bildende Unternehmen wür- 
den zusätzlich belastet, an- 
dere könnten sich von ihrer 
Ausbildungsverpflichtung 
frei kaufen. Die Bundesre- 
gierung zerstört durch das 
„Damoklesschwert Ausbil- 
dungsplatzabgabe",       das 

über den Unternehmen 
schwebt, erneut Vertrauen. 

Voraussetzung zur Schaf- 
fung von mehr Lehrstellen 
ist in erster Linie eine 
wachstumsorientierte Steu- 
er-, Finanz- und Wirt- 
schaftspolitik. Wir wollen 
den ersten Ausbildungsstel- 
lenmarkt stärken und for- 
dern deshalb: 
• Die Mittel des erfolglosen 
JUMP-Programms in Höhe 
von 1 Mrd. Euro sind direkt 
zur Senkung von Lohnne- 
benkosten in auszubilden- 
den Betrieben einzusetzen. 
• In die Tarifverträge sollten 
auch flexible Regelungen zur 
Ausbildungsvergütung auf- 
genommen werden. Das 
schließt Tariföffnungen ein. 
Oft ist weniger Geld wertvol- 
ler als keine Ausbildung. • 
Berufsbilder müssen insbe- 
sondere im Dienstleistungs- 
und Sozialsektor moderni- 
siert, Ausbildungsgänge 
modularisiert und ggfs- 
auch verkürzt werden. Für 
Jugendliche ohne Schul- 
abschluss brauchen wir 
schlanke, Theorie gemin- 
derte Berufsbilder. • Die 
Einführung eines Bildungs- 
passes in der Weiterbildung 
und mehr Durchlässigkeit 
unseres Berufsbildungssys- 
tems. 
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Auf Druck der Union 
wurde die Geringfügigkeits- 
grenze bei Ausbildungs- 
verhältnissen von 400,- Eu- 
ro wieder auf 325,- Euro re- 
duziert. Unsere Forderung, 
das Ausbildungsplatzpro- 
gramm Ost um 2000 Plätze 
zu erhöhen sowie die Aus- 
b'ldungseignerverordnung 
'Ur 5 Jahre auszusetzen, 
wurde von Rot-Grün eben- 
falls übernommen. 

Zu all diesen Maßnahmen 
muss außerdem noch persön- 
liches Engagement hinzu- 
kommen. Die Regierung 
Kohl war mit ihren Ministern 
v°r Ort, um bei Unterneh- 
men persönlich „Klinken zu 
Putzen" für jeden einzelnen 
Ausbildungsplatz. Die Bun- 
desminister nahmen an re- 
g'onalen Ausbildungskonfe- 
renzen teil. Die jetzige Bun- 
desregierung hat diese Mög- 
'"chkeit erst auf Druck der 
Union vor wenigen Tagen 
aufgegriffen. 

Der gegenwärtige Streit 
"nder SPD und der Koalition 
*eigt die Reformunfähigkeit 
von Rot-Grün. Von der Po- 
Ut'k muss aber wieder ein 
Klima des Vertrauens aus- 
gehen. Die Union wird dazu 
lhren Beitrag leisten. Wir 
Sollen die duale Berufsaus- 
bildung in Deutschland stär- 
ken und werden im Sommer 

emaillierte Novellierungs- 
vorschläge zum Berufsbil- 
dungsrecht vorstellen. 

EVA   MöLLRING: 

Allein Erziehende nicht 
allein lassen 

Das Bundesverfassungs- 
gericht hat am 30. April 
eine Klage von 96 allein 
Erziehenden gegen die stu- 
fenweise Abschaffung des 
Haushaltsfreibetrages für 
allein Erziehende durch 
die Bundesregierung als 
unzulässig abgewiesen. 

Jetzt muss politisch ge- 
handelt werden, denn ein 
Drittel aller allein erzieh- 
enden Eltern hat große 
Schwierigkeiten, ihre ge- 
setzlichen Unterhaltsan- 
sprüche und die ihrer Kinder 
durchzusetzen, wie eine 
kürzlich veröffentlichte Stu- 
die ergab. 94 Prozent dieser 
Elternteile, die ihre Kinder 
allein betreuen, sind Frauen. 

Wenn der Vater den Un- 
terhalt für minderjährige 
Kinder nicht zahlt,obliegt es 
der betreuenden Mutter, 
über das Jugendamt oder das 
Gericht einen Titel zu erwir- 

ken und zu vollstrecken. 
Gleichzeitig erhält sie Vor- 
schuss- oder Ausfallleistun- 
gen von der zuständigen 
Kommune. Dies hat nach 
dem Armuts- und Reich- 
tLimsbericht der Bundesre- 
gierung von 2001 dazu ge- 
führt , dass 40 Prozent der al- 
lein Erziehenden Leistun- 
gen der Unterhalts vorschuss- 
kassen bekommen und nur 
31 Prozent privaten Unter- 
haltbeziehen. 

Pflicht zum Unterhalt 

Von den vorgestreckten 
Beträgen konnten in den 
Jahren 2000 bis 2002 bun- 
desweit jeweils nur 22 Pro- 
zent zurückgeholt werden. 
Dabei sind 84 Prozent der 
Unterhaltspflichtigen er- 
werbstätig. Die Nichter- 
werbstätigen sind entweder 
arbeitslos oder haben ein 
persönliches Einkommen 
über 1.250 Euro, nur ein 
kleiner Anteil von ihnen hat 
gar kein eigenes Einkom- 
men. 

Häufig können Unter- 
haltstitel nicht durchgesetzt 
werden, weil die Verpflich- 
teten sich durch falsche Ge- 
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haltsangaben, den Wechsel 
des Wohnorts oder andere 
„Tricks" aus der Affäre zie- 
hen , so dass erziehende Müt- 
ter und Jugendämter nicht 
pfänden können. So gelingt 
es Vätern nicht selten, sich 
selbst ein akzeptables Ein- 
kommen zu sichern und sich 
gleichzeitig ihren Zahlungs- 
pflichten für die Familie zu 

entziehen. Der Mutter sind, 
auch wenn sie ahnt, dass der 
Unterhaltspflichtige über 
Einkommen verfügt, bis- 
lang in diesen Fällen fak- 
tisch die Hände gebunden. 

Hinzu kommt, dass die 
rechtlichen Vorschriften 
über verschiedene Gesetze 
verstreut sind und sich nicht 
widerspruchsfrei ergänzen. 

Deshalb sieht die Frauen- 
Union dringenden Hand- 
lungsbedarf, die derzeitige 
Gesetzeslage zu entwirren 
und eine neue, umfassende, 
klare, übersichtliche Rege- 
lung zu schaffen. 

Dr. Eva Möllring ist stell- 
vertretende Bundesvorsit- 
zende der Frauen-Union. 

DIE   FRAUEN-UNION   FORDERT: 

1. Auskunftspflicht 
Unterhaltsberechtigte 

Erziehende und ihre Kin- 
der müssen die Möglich- 
keit erhalten, den Aufent- 
haltsort, den Arbeitgeber 
und die Höhe des Arbeits- 
entgeltes des Zahlungs- 
pflichtigen Elternteils durch 
einen direkten Auskunfts- 
anspruch in Erfahrung zu 
bringen, um die festgesetz- 
ten Beträge vollstrecken zu 
können. 
2. Vorrangigkeit: 

Die Unterhaltsschuld 
gegenüber minderjährigen 
Kindern muss auch gesetz- 
lich Vorrang vor weiteren 
Zahlungsverpflichtungen 
des Unterhaltspflichtigen 
haben. 
3. Verzahnung der 

Zusammenarbeit von 
Jugendamt und 
Sozialämtern mit 
allein Erziehenden 
Jugend- und Sozialäm- 

ter sollten gesetzlich ver- 
pflichtet werden, die be- 
treuenden Elternteile un- 
verzüglich über die Reali- 
sierung von Leistungen des 
Schuldners zu informieren. 

Sonst erhalten die Müt- 
ter zwar weiterhin den Re- 
gelbetrag als Vorschuß, 
versäumen aber die Mög- 
lichkeit, die vollen An- 
sprüche,die ihnen rechtlich 
zustehen, durchzusetzen. 

Außerdem verlieren sie 
möglicherweise zum Teil 
ihre Ansprüche auf Unter- 
haltsvorschuss-leistungen. 

Laufendem Kindesun- 
terhalt muss - gesetzlich - 
klare Priorität vor staatli- 
chen Ersatzansprüchen ein- 
geräumt werden. 

4. Transparenz der 
gesetzlichen Regelung 
Die geringen Rückhol- 

quoten der Jugendämter 
zeigen, dass es für alle Be- 

teiligten schwierig ist, die 
komplizierte und sperrige 
Gesetzeslage zu durch- 
schauen. 

Deshalb müssen die ge- 
setzlichen Vorschriften wi- 
derspruchsfrei ineinander 
fassen und auffindbar in 
den einschlägigen Geset- 
zen niedergelegt sein. 

5. Information und 
Weiterbildung 
Darauf aufbauend müs- 

sten für Betroffene und 
Mitarbeiter von Jugendäm- 
tern bundesweit Weiterbil- 
dungsangebote vorgehal- 
ten werden. Bereits er- 
probte ganzheitliche Me- 
thoden der Konfliktlösung, 
wie etwa Mediationsver- 
fahren, sollten stärker ein- 
gesetzt werden, weil Ver- 
einbarungen, die die Par- 
teien einvernehmlich tref- 
fen, die Zahlungsmoral 
deutlich erhöhen. 
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A U S S EN-    UND    EUROPA-POLITIK1 

Europa weiterentwickeln 

ngela Merkel im Gespräch mir EU-Kommissionspräsident Romano Prodi 

"^ Rahmen eines zweitägi- 
gen Besuches in Brüssel 
traf sich die Vorsitzende 
der CDU Deutschlands 
und der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Angela 
Merkel, mit hochrangigen 
kntscheidungsträgern der 
Europäischen Union und 
der NATO. Thematischer 
Schwerpunkt der Gesprä- 
che waren die Verfassungs- 
reform der Europäischen 
Union, die EU-Osterweite- 
rung, die Fragen der eu- 
r°Päischen Außen- und Si- 
cherheitspolitik sowie die 
transatlantischen Bezieh- 
ten. 

Den Auftakt des Besuchs 
'Idete eine Konferenz mit 

den    CDU/CSU-Fraktions- 

vorsitzenden der deutschen 
Länderparlamente sowie 
dem Vorsitzenden der EVP- 
ED-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament Hans-Gert 
Pöttering. An der Konferenz 
nahm unter anderem auch 
Christoph Bohr, stellver- 
tretender Vorsitzender der 
CDU Deutschlands, als 
Vorsitzender der Fraktions- 
vorsitzendenkonferenz teil. 
Verabschiedet wurde eine 
Resolution zum CDU/CSU- 
Konzept zum europäischer 
Verfassungsvertrag und eine 
Resolution,in derderparallel 
stattfindende Verteidigungs- 
gipfel zwischen Frankreich, 
Luxemburg, Belgien und 
Deutschland verurteilt wur- 
de. Am darauffolgenden Tag 

traf sich Angela Merkel mit 
Romano Prodi. Thema des 
Gesprächs war die Zukunft 
der Europäischen Union vor 
dem Hintergrund der aktu- 
ellen Verfassungsdiskussio- 
nen im Europäischen Kon- 
vent. Dem Gespräch mit dem 
EU-Kommissionspräsiden- 
ten schloss sich ein Treffen 
mit dem NATO-Generalse- 
kretär, Lord Robertson, und 
dem Vorsitzenden des NA- 
TO-Militärausschusses, Ge- 
neral Harald Kujat, an. Im 
Mittelpunkt der Gespräche 
stand die Weiterentwicklung 
der transatlantischen Bezie- 
hungen im Rahmen der 
NATO. 

Mit   den   EU-Kommis- 
saren   Pedro   Solbes   Mira 
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Angela Merkel diskutiert mit dem Vorsitzenden des NATO-Miliiärausschusses, General Hamid Kujat 

(Wirtschaft und Währungs- 
angelegenheiten), Frederik 
Bolkestein (Binnenmarkt, 
Zoll und Währungsunion) 
und der Vizepräsidentin der 
Europäischen Kommission, 
Loyola de Palacio, disku- 
tierte Angela Merkel an- 
schließend die weitere wirt- 
schaftliche Entwicklung der 
Europäischen Union und 
Fragen der EU-Erweiterung. 
Abgerundet wurde das hoch- 
karätige Besuchsprogramm 
bei der EU-Kommission 
mit einem Treffen mit den 
Kommissaren Mario Monti 
(Wettbewerb) und Chris 
Patten (Außenbeziehungen). 
Auf Einladung der Konrad- 
Adenauer-Stiftung sprach 
die Bundesvorsitzende der 
CDU Deutschlands auf 
ihrem   letzten   Termin   in 

Brüssel im Rahmen einer 
Diskussions Veranstaltung 
zum Thema „Europa vor 
neuen Herausforderungen." 

Im Anschluss an ihren 
Aufenthalt in Brüssel reiste 
Angela Merkel nach Paris 
weiter. Dort traf sie zusam- 
men mit Edmund Stoiber 
und Erwin Teufel den Vor- 
sitzenden des EU-Verfas- 
sungskonvents, Valery Gis- 
card d'Estaing. Dabei dräng- 
ten die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands sowie 
die Ministerpräsidenten von 
Bayern und Baden-Würt- 
temberg auf eine klare Ab- 
grenzung der Zuständigkei- 
ten in der künftigen europäi- 
schen Verfassung. In diese 
müssten „Einzelermächti- 
gungen" aufgenommen 
werden, die die Zuständig- 

keiten der EU regelten. Bei 
dem Treffen verdeutlichten 
die Unionspolitiker auch 
ihre ablehnende Haltung 
hinsichtlich eigener EU- 
Steuern undeiner Koordina- 
tion der Wirtschaftspolitik 
durch die EU und wiesen 
auf eine rechtliche Stärkung 
der Bundesländer in Europa 
hin. Sie forderten zudem die 
nationale Eigenständigkeit 
beim Thema Zuwanderung 
und sprachen sich für einen 
Gottesbezug in der Verfas- 
sungspräambel aus. 

USTB/M 

Informationen zu 
europapolitischen 

Positionen der CDU 
finden Sie auf 

www. cdu.de in der 
Rubrik „Politik A-Z", 

Stichwort „Europapolitik". 
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LAURENZ   MEYER: 

DGB weit weg von der 
wirtschaftlichen Notwendigkeit 

Erklärung des CDU-Ge- 
neralsekretärs Laurenz 
Meyer zur „Reforma- 
genda des Geschäfts- 
führenden DGB-Bundes- 
v°rstandes für Wachstum, 
Beschäftigung und soziale 
Gerechtigkeit": 

Offensichtlich haben die 
Gewerkschaften zu lange 
Qen Versprechungen des 
Bundeskanzlers vor der 
Wahl geglaubt, als dass sie 
Jetzt ihren Mitgliedern die 
n°twendigen Reformen be- 
greifbar machen könnten. 
ö|e Vorschläge des DGB 
Ehalten viel Schatten und 
^enig Licht. Der Griff in die 
Mottenkiste der 70er Jahre 
***tt neben plötzlichem Er- 
^enntnisgewinn. 

Unions-Forderungen 

Das Gute: Endlich er- 
*ennt der DGB  an, dass 
'ächentarifverträge an vie- 

^n Stellen Wirtschaft und 
Zeitnehmer     behindern. 
bindest        ansatzweise 

^ahert sich der DGB der 
°U-Iciee (jer betrieblichen 
Ul>dnisse für Arbeit an. Zu 
grüßen ist auch, dass der 
Gß sich die Unions-Forde- 

rungen nach der Einführung 
von niedrigeren Einstiegs- 
löhnen für Langzeitarbeits- 
lose zu eigen macht. 

Aber: Die Forderung 
nach einem Investitionspro- 
gramm im Stil der 70er Jahre 
und dann auch noch auf 
Pump ist verantwortungslos. 
Durch eine massive Er- 
höhung der Neuverschul- 
dung würden die Probleme 
nur auf die nächste Genera- 
tion verschoben. Finanzpoli- 
tik im Stil der gescheiterten 

sozial-liberalen Finanzpoli- 
tik bringt Deutschland nur 
noch weiter in die Abwärts- 
spirale. 

Steuererhöhungen von 
der Erbschaftssteuer bis 
Börsenumsatzsteuer sind 
mit der CDU nicht zu 
machen: Das Drehen an der 
Steuerschraube löst keine 
Probleme. Steuererhöhun- 
gen würden auch in ei- 
ner Aufschwungphase je- 
den Wachstumsimpuls ab- 
würgen. 

GENERALSEKRETÄR LAURENZ MEYER 

Nach Tanken für die Rente jetzt 
Rauchen für die Gesundheit 

Zur geplanten Erhöh- 
ung der Tabaksteuer er- 
klärte der CDU-Gene- 
ralsekretär: 

Noch vor zwei Tagen 
hat die Bundesregierung 
Steuererhöhungen als Gift 
für die Wirtschaft bezeich- 
net. Davon will sie jetzt 
nichts mehr wissen, das 
Chaos geht weiter. Wieder 
einmal zeigt sich, dass Rot- 
Grün immer nur eine Idee 
hat: Den tiefen Griff in die 

Taschen der Bürger. Dass 
die Regierung diese Ab- 
zocke noch mit dem vor- 
geschobenen Argument 
einer „gesundheitspoliti- 
schen Lenkungswirkung" 
verbrämt, ist purer Zynis- 
mus. 

Das Fatale: Die massive 
Erhöhung dieser Bundes- 
steuer entzieht dem Markt 
Kaufkraft in Milliarden- 
höhe. Weiterer Verlust von 
Jobs wird die Folge sein. 
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KLAUSURTAGUNG 

Alternativmodell zu EU-Reform- 
vorschlägen vorgestellt 

Auf einer Klausurtagung 
der CDU in Husum haben 
die Agrarpolitiker der 
Union ihre Vorstellungen 
zur Fortentwicklung der 
EU-Agrarpolitik weiter 
konkretisiert. Sie plädie- 
ren für die Einführung ei- 
nes Modells einer kofinan- 
zierten differenzierten 
Flächenprämie mit glei- 
tender Einführung. Für 
Milch wird eine eigenstän- 
dige Lösung gefordert. Zu 
den Ergebnissen der Ta- 
gung erklärt CDU-Bun- 
desvorstandsmitglied und 
agrarpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Peter Harry 
Carstensen: 

Die Union will eine an 
den Interessen von deut- 
scher Landwirtschaft und 
Gesellschaft orientierte, re- 
alisierbare und zur Gewähr- 
leistung von Planungssi- 
cherheit längerfristig halt- 
bare Weiterentwicklung der 
EU-Agrarpolitik. 

In Brüssel sind die Ver- 
handlungen darüber inzwi- 
schen festgefahren. Das 
Kernstück der von der EU- 
Kommission vorgeschla- 
genen Reform, die Ein- 
führung  entkoppelter  Be- 

triebsprämien - und dies 
noch vor Ablauf der Agen- 
da 2000 - hat praktisch 
keine Chance mehr. Es fin- 
det keine Mehrheit unter 
den Mitgliedstaaten. Seine 
Nachteile (Bürokratie, Ak- 
zeptanzprobleme, Behin- 
derung der Betriebsent- 
wicklung und neue Benach- 
teiligungen bis hin zur Dis- 
kriminierung etc.) sind in 
der Diskussion der letzten 
Monate deutlich hervorge- 
treten. 

Richtiger Zeitpunkt für 
Alternativvorschläge 

Die Union hat ihre Posi- 
tion zu den Kommissions- 

vorschlägen in vielen Berei- 
chen bereits formuliert. Sie 
sind im Beschluss des Bun- 
desrates vom 14. März 2003 
enthalten. Ergänzend dazu 
legen wir heute ein Me- 
morandum mit Präzisierun- 
gen in besonders wichtigen 
Kernbereichen, wie Milch- 
und vor allem zur Ausge- 
staltung des Systems der Di- 
rektzahlungen vor. 

Differenzierte Flächen- 
prämie mit gleitender Ein- 
führung (Kombinationsmo- 
dell) 

Wir sind uns mit der EU- 
Kommission einig, dass D1' 
rektzahlungen zum ErhaK 
der europäischen Landwirt- 
schaft notwendig sind. Es 

kommt nun umso mehr dar- 
auf an, dass das Beihilfesy- 
stem zukunftsfähig ausge' 
staltet wird und den Interes- 
sen der deutschen Landwirt' 
schaft entspricht. 

Kernpunkte des 
Modells 

Die  Agrarpolitiker && 
Union setzen auf ein Mode' 
für die Direktzahlungen m'1 

folgenden Kernpunkten: 
•   1. regionalisierte, nac 
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Ackerland (bisherige aus- 
gteichsfähige Kulturpflan- 
Zer> plus Ackerfutter) und 
Grünland differenzierte 
^lächenprämie. Der Erhalt 
dieser Prämie ist an den 
Nachweis der Bewirtschaf- 
tung des Bodens gebunden, 
^'e Einführung erfolgt von 
2°07 bis 2012 schrittwei- 
Se- Im Übergangszeitraum 
^'rd eine betriebsindividu- 
e"e, nicht handelbare und 
nür bei Betriebsübergang 
Übertragbare Zusatzprämie 
v°r allem als Ausgleich für 
dleTierprämien gezahlt. Sie 
Wlrd in Jahresschritten zu 
Gunsten der Aufstockung 
er Flächenprämien abge- 

baut. 

* 2. nationale Kofinanzie- 
rüng der Direktzahlungen. 

Zwingende Vorausset- 
zten für die Einführung 
e'nes solchen Modells sind 

die Garantie der bisheri- 
j^n Prämienplafonds für die 
Mitgliedsstaaten. 

as umfangreiche Me- 
morandum von 

CDU/CSU zur Reform 
der gemeinsamen 

Agrarpolitik, gefasst 
.auf der Klausurtagung 

,' Husum am 28. April 
v
2°03, finden Sie im 
0||ständigen Wortlaut 

K uf www.cdu.de in der 
ubr'k „Politik A-Z" un- 

ter dem Stichwort 
"Landwirtschafts- 

politik". 

• mehr Gestaltungsfreiheit 
der Regionen bei den Di- 
rektzahlungen. 

Dieses Modell führt zu 
einem einfachen, transpa- 
renten und zukunftsfesten 
Stützungssystem. 

Ablehnung von 
Cross-Compliance und 

Modulation 

Jeder Landwirt muss die 
gesetzlichen Umwelt- und 
Verbraucherschutzstandards 
einhalten. Insofern ist eine 
Bindung an die Direktzah- 
lungen nicht notwendig. Be- 
sondere Umweltleistungen 
der Landwirtschaft, die über 
die gute fachl iche Praxis und 
die gesetzlichen Vorschrif- 
ten hinausgehen, sind nach 
wie vor gesondert zu hono- 
rieren. 

Die Modulation ist zu 
bürokratisch und nicht im 
Interesse der wirtschaften- 
den Betriebe. Entwick- 
lungspolitik für den ländli- 
chen Raum, Agrarstruktur- 
und Agrarumweltpolitik 
können von den Ländern 
auch ohne Modulation her- 
vorragend betrieben wer- 
den. Dies zeigen viele Bei- 
spiele aus den unionsgeführ- 
ten Ländern. Um noch stär- 
ker regionalen Erfordernis- 
sen und Interessen Rech- 
nung tragen zu können,soll- 
ten die regionalen Gestal- 

AGRARPOLITIK ' 

tungsmöglichkeiten bei der 
Wahl der Förderschwer- 
punkte noch weiter ausge- 
dehnt werden. 

Ebenso lehnen wir die 
zusätzlich vorgeschlagene 
Degression zur Finanzie- 
rung kostenträchtiger Ände- 
rungen von Marktordnun- 
gen ab. 

Eigenständige Lösung 
für die Milch 

Eines der wichtigsten 
Erzeugnisse der deutschen 
Landwirtschaft ist die 
Milch. Der Milchmarkt hat 
seine eigenen Probleme 
und bedarf eigener Lösun- 
gen. Die Milchpolitik sollte 
deshalb getrennt von den 
Überlegungen zur Ausge- 
staltung der Direktzahlun- 
gen über die Fläche erfol- 
gen. Die beste Lösung für 
den Milchmarkt wäre eine 
funktionierende Mengen- 
regelung. Wir fordern des- 
halb von der Bundesregie- 
rung dafür in der EU zu 
kämpfen. Die Milchmark- 
treform darf nicht vorge- 
zogen werden. Zusätzliche 
Quotenerhöhungen müssen 
unterbleiben. Dagegen muss 
der zur Stabilisierung der 
Einkommen der Milcher- 
zeuger vorgesehener Teil- 
ausgleich für Preissenkun- 
gen auf jeden Fall gewährt 
werden. UD 
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1 STRATEGIE 

STäDTE   GEWINNEN,   WAHLEN   GEWINNEN 

CDU-Arbeitskreis „Große Städte" 
hat Arbeit aufgenommen 

Wissenschaftler, Oberbür- 
germeister und Kommu- 
nalpolitiker arbeiten im 
Arbeitskreis „Große Städ- 
te" der CDU-Deutschlands 
mit. Nach der Bundestags- 
wahl hatte der CDU-Bun- 
desvorstand das Gremium 
unter der Leitung des stell- 
vertretenden Bundesvor- 
sitzenden Jürgen Rüttgers 
einberufen. Die Gruppe 
soll Impulse für die pro- 
grammatische Weiterent- 
wicklung der CDU geben. 

CDU-Politik muss nach 
Auffassung von Jürgen 
Rüttgers mehr denn je auf 
die Entwicklung der großen 
Städte schauen: „Hier muss 
die CDU weiter an Pro- 
fil gewinnen. Das gelingt 
nicht mit einer oberfläch- 
lichen Charme-Offensive 
und nicht mit der Anbiede- 

rung an den wechselnden 
Zeitgeist." Vielmehr müsse 
die CDU sich mit der groß- 
städtischen Wirklichkeit 
auseinandersetzen: „Diese 
Wirklichkeit, die Kultur 
und das Lebensgefühl dür- 
fen der CDU nicht suspekt 
sein. Wo es Entfremdungen 
gibt, muss neues Vertrauen 
gewonnen werden." 

Der Vorsitzende der Ar- 
beitsgruppe, Jürgen Rütt- 
gers, freut sich auf spannen- 
de Diskussionen: „Wer die 
großen Städte gewinnt, der 
gewinnt Wahlen. Das konnte 
man bei der Bundestagswahl 
sehen. Der Arbeitskreis will 
Expertenwissen von außen 
mit gelebter politischer Er- 
fahrung zusammenführen." 

Der Arbeitskreis will 
auch über die Parteiarbeit 
hinausgehend   aktiv   sein. 

Rüttgers erhofft sich einen 
breiten Diskurs über drän- 
gende gesellschaftliche Pro' 
bleme,die sich in den große11 

Städten besonders ausprä- 
gen . „Nirgends sinddie wirt' 
schaftlichen, gesellschaft'1' 
chen und kulturellen Um' 
brüche deutl icher erkennbar 
als in den großen Städten- 
In den Großstädten werden 
Trends gesetzt, positiv \*"e 

negativ." 
Deshalb   hat   sich   df 

Rüttgers-Arbeitskreis     ^ 
die   kommenden    Monate 

ein umfangreiches Arbeitf 
Programm   vorgenommen- 
Im Dialog mit Fachleuten 
sollen kommunalpolitisen 
Fragen  genauso  diskutie 
werden  wie  stadtarchite^ 
tonische,   sicherheitspol'11 

sehe    und   wirtschaftü0*1 

Themen. 
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ANDREAS   STORM: 

Kassensturz 
dringend erforderlich 

^um Ergebnis des Schät- 
2erkreises der Rentenver- 
sicherung, wonach der 
**entenbeitrag im nächsten 
Jahr auf 19,8% ansteigen 
wird, erklärte der Vorsit- 
Zende der Arbeitsgruppe 
Gesundheit und Soziale Si- 
cherung: 

Jetzt ist die Katze aus dem 
Sack. Nach der Prognose des 

chätzerkreises, an dem ne- 
^i den Rentenversicherern 

AUS     DER     CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTION  ' 

dramatische Finanzlage der 
Rentenversicherung zu ver- 
harmlosen. Nach Einschät- 
zung des Ministeriums wird 
sich die Konjunkturlage bes- 
sern. Deshalb sei offen, ob 
der Beitrag tatsächlich an- 
steigen wird. 

Diese Aussage kommt ei- 
ner Verhöhnung der Bei- 
tragszahler gleich, denen die 
Bundesregierung, wie be- 
reits im letzten Jahr, Sand in 
die Augen streut. Denn der 
Prognose des Schätzerkrei- 
ses liegt eine Wachstumspro- 
gnose von 0,75% zugrunde, 

auch das Bundesministerium 
für Gesundheit und Soziale 
Sicherung beteiligt ist, steigt 
der Rentenbeitrag im näch- 
sten Jahr von derzeit 19,5% 
auf 19,8%. Trotz dieser ein- 
deutigen Aussage versucht 
das Ministerium weiter, die 

DIETRICH   AUSTERMANN 

Bundesanstalt steuert auf Rekorddefizit zu 
Mittlerweile wird auch 

v°n Regierungsseite nicht 
mehr bestritten, dass die 
Bundesanstalt für Arbeit in 
d'esem Jahr einen Zuschuss 
v°n mindestens 5 Mrd. € 
buchen wird. Bereits nach 
dem ersten Drittel des Jah- 
jj* 2003 klafft im Haus- 
na't der BA eine Lücke zwi- 
Schen den Einnahmen und 
Jn Ausgaben von 3,6 Mrd. 

• Eine Besserung auf dem 
^rbeitsmarkt ist nicht in 

lcht. Im Gegenteil: Monat 
Ur Monat verkündet Herr 
prster neue Höchststände. 
Z0 April haben wir mit 
naPp 4,5 Mio. die höchste 

Arbeitslo- 
sigkeit seit 
der Wie- 
dervereini- 
gung. Ob 
ein Bundes- 

zuschuss von 5 Mrd. € rei- 
chen wird, ist deshalb höchst 
zweifelhaft. 

Im vergangenen Jahr 
brauchte die BA knapp 6 
Mrd.Zuschuss. Die Arbeits- 
losigkeit bewegt sich in 
2003 um fast 500.000 über 
dem Niveau des Vorjahres, 
das sind gut 10 % mehr Ar- 
beitslose als in 2002. Damit 
der Zuschuss nicht höher als 
im Vorjahrausfällt,mussdie 

BA Einsparungen in Milli- 
ardenhöhe im Bereich der 
Eingliederungshilfen erwirt- 
schaften. Mit dem geplanten 
ABM-Sonderprogramm für 
100.000 Arbeitslose tut die 
Bundesregierung jedoch ge- 
nau das Gegenteil und ver- 
ursacht erhebliche Mehrko- 
sten, die im Haushaltsplan 
der BA nicht vorgesehen 
sind. Zusammen mit den zu- 
sätzlichen Milliarden,dieim 
Bereich der Arbeitslosen- 
hilfe erforderlich sind, steu- 
ert die Bundesregierung auf 
Mehrausgaben für den Ar- 
beitsmarkt zu, die weit über 
5 Mrd. € liegen werden. 
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die selbst nach Einschätzung 
des Bundesministers für 
Wirtschaft und Arbeit, Wolf- 
gang Clement, bereits opti- 
mistisch ausgefallen ist. An- 
gesichts der derzeitigen Ar- 
beitsmarktentwicklung ist 
davon auszugehen, dass sich 
die Konjunkturlage im Laufe 
des Jahres nicht verbessern, 
sondern verschlechtern wird. 
Aus diesem Grund hat auch 
die Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte (BfA) 
bereits vor Wochen - ausge- 
hend von einer Wachstums- 
prognose von 0,6% - vor ei- 
nem Anstieg des Rentenbei- 
trages im nächsten Jahr auf 
19,9% gewarnt. Bei einem 
noch schwächeren Konjunk- 
turverlauf hat die BfA im 
Vorfeld der Sitzung des 
Schätzerkreises Ende April 
2003 ausdrücklicheinen Bei- 
tragssatz von 20% nicht aus- 
geschlossen. 

Das zeigt die dramatische 
Finanzsituation der Renten- 
finanzen. Der prognostizier- 
te Rentenbeitrag von 19,8% 
für 2004 ist nur eine Unter- 
grenze. Die Bundesregie- 
rung ist gefordert, sich dies 
endlich einzugestehen. Die 
Strategie des Ministeriums, 
bis November mit einer kla- 
ren Aussage zum Rentenbei- 
trag für 2004 zu warten, 
ist unverantwortlich. Ange- 
sichts der abgesenkten Ren- 
tenreserve bestehen dann 
keine Spielräume mehr, ei- 

nen Anstieg des Beitrages 
noch zu verhindern. Deshalb 
muss endlich Schluss damit 
sein, weiter auf Zeit zu spie- 
len und die Beitragszahler 
und Rentner über die tatsäch- 
liche Finanzsituation der 
Rentenversicherung im Un- 
klaren zu lassen. Ein Kas- 
sensturz der Rentenfinanzen 
ist dringend erforderlich. 

ARNOLD   VAATZ: 

Eckpunktepapier 
zum Aufbau Ost 

beschlossen 

Zu dem zum Aufbau Ost 
beschlossenen Eckpunkte- 
papier „Aufbau statt Ab- 
stieg" erklärte der Stellver- 
tretende Fraktionsvorsit- 
zende und Sprecher der ost- 
deutschen Abgeordneten: 

Eine Verbesserung der 
alarmierenden Lage auf dem 
ostdeutschen Arbeitsmarkt 
ist nicht in Sicht. Das von der 
Bundesregierung zur Besei- 
tigung der Arbeitslosigkeit 
gedachte Programm „Kapi- 
tal für Arbeit" greift im 
Osten kaum. Trotz aller Lei- 

stungsbereitschaft und aller 
Anstrengungen der neuen 
Länder sind aber Negativ- 
tendenzen wie steigende 
Arbeitslosigkeit, sinkende 
Kaufkraft, Abwanderung. 
Facharbeitermangel, Absin- 
ken der Investitionen der öf- 
fentlichen Hand, miserable 
Auftragslage der regiona- 
len Unternehmen, negativer 
Gründungssaldo und Lehr- 
stellenmangel nicht zu über- 
sehen . Bevor sich diese Ten- 
denzen manifestieren, muss 
dieser Entwicklung in den 
neuen Bundesländern drin- 
gend Einhalt geboten wer- 
den! Zwar gehen einige von 
der Bundesregierung an- 
gekündigten Reformmaß' 
nahmen in die richtige Rieh' 
tung, sie sind aber viel zü 

zaghaft. Die Zerrissenheit 
der Regierungskoaliti°n 

lässt nicht erkennen, ob und 
wann die angekündigt11 

Maßnahmen überhaupt um- 
gesetzt werden. 

In ganz Deutschland er- 
warten die Menschen, das^ 
es beim Aufbau Ost endlicJ 
wieder vorwärts geht un 
ein selbst tragender Au*' 
schwung erreicht wird, 
den Wahlkreisen der neue»1 

Bundesländer erwarten * 
Menschen, dass die Pöli** 
den Handlungsbedarf ^ 
licherkenntundeinKonzep 
vorlegt, wie der Handlungs 

bedarf „abgearbeitet" ^e 

den kann. 
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Im Kreise der ostdeut- 
Schen Abgeordneten ist da- 
her das Papier „Aufbau statt 
Abstieg" erarbeitet und ab- 
stimmt worden, mit dem 
die politische Wahrneh- 
mung der Situation in den 
neuen Bundesländern ge- 
Schärft und für einen neuen 
Anlauf beim Aufbau Ost ge- 
worben werden soll. Das Pa- 
Pier beschreibt die Position 
öer ostdeutschen Abgeord- 
neten zu den Schwerpunk- 
ten Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktpolitik. Es enthält 
v°rschläge zur Verbesse- 
•"^g der Situation in den 
neuen Bundesländern. 

Für die ostdeutschen Ab- 
geordneten ist die Zustim- 
mung der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion zum Eck- 
Punktepapier ein großer Er- 
0lg. Damit wird klar und 

Gütlich politische Ge- 
schlossenheit und der Wille 
er Union dokumentiert, 

deni Aufbau Ost durch ein 
e'genes Konzept zum Erfolg 
*u verhelfen. 

°er Beschluss der 
^DU/CSU-Bundestags- 

fraktion „Aufbau 
statt Abstieg - Eck- 

0 Punkte zum Aufbau 
st". vom 8. Mai 2003, 

f'nden Sie auf der 
.     Homepage der 

DlJ/CSU-Bundestags- 
fraktion unter 

www.cducsu.de 

PETER   GöTZ: 

Unionskonzepte 
zur Sanierung der 

Kommunen 

Zum gemeinsamen Be- 
schluss der Präsidien von 
CDU und CSU „Sofortpro- 
gramm zur finanziellen 
Entlastung der Kommu- 
nen" erklärte der kommu- 
nalpolitische Sprecher: 

Die kommunale Haus- 
haltslage wird immer drama- 
tischer: noch einmal minus 
5,5 % Steuereinnahmen im 
ersten Quartal 2003 gegen- 
über dem miserablen Vorjah- 
reszeitraum - und keine Bes- 
serung in Sicht. 

Die Gemeindefinanzre- 
form der rot-grünen Bundes- 
regierung steht an diesem 
Freitag vordem Scheitern. 

Zwei Dinge sind jetzt 
nötig, um unseren Städten, 
Gemeinden und Landkreisen 
wieder auf die Beine zu hel- 
fen: schnelle finanzielle So- 
forthilfe und dann ein umfas- 
sender Ansatz zur seriösen 
Neuregelung der Gemeinde- 
finanzen. 

CDU und CSU haben bei- 
des angestoßen: Die Redu- 
zierung der Gewerbesteuer- 
umlage und die Erhöhung 
des kommunalen Umsatz- 
steueraufkommens können 
noch in diesem Jahr 2,8 Mrd. 
€ und im nächsten 3,4 Mrd. 
€ in die Gemeindekassen 
bringen. 

Mittel- und langfristig 
sollen die Kommunen ent- 
lastet werden: 
• Arbeitslosen- und Sozial- 
hilfe sind zusammenzule- 
gen. 
• Das Grundsicherungsge- 
setz ist aufzuheben. 
• Kinder- und Jugendhilfe- 
leistungen sind zu reformie- 
ren. Behinderte müssen aus 
der Sozialhilfe herausge- 
nommen werden. 
• Es muss Schluss sein mit 
Kosten- und Aufgabenüber- 
tragung auf die Kommunen 
durch Entscheidungen des 
Bundes. Das Konnexitäts- 
prinzip ist auch auf Bundes- 
ebene notwendig, damit wie- 
der gilt: Wer bestellt, be- 
zahlt! 

Die Kommunalpolitiker 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion begrüßen das So- 
fortprogramm zur finanziel- 
len Entlastung der Kommu- 
nen, das die Präsidien von 
CDU und CSU beschlossen 
haben. Damit kann es 
schnell wieder aufwärts ge- 
hen in unseren Städten, Ge- 
meinden und Landkreisen. 
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SACHSEN 

Georg Milbradt auf Werbetour für 
Sachsen und Olympia 

Trotz der Lungenkrank- 
heit SARS besuchte der 
Sächsische Ministerpräsi- 
dent Georg Milbradt die 
Volksrepublik China um 
für das ostdeutsche Bun- 
desland in der Welt zu 
werben. 

Die gefährliche Lungen- 
krankheit war für Milbradt 
kein Grund, die Reise abzu- 
sagen, zumal die deutsche 
Botschaft ebenfalls nicht von 
dem Besuch abgeraten hatte. 
„Wer regelmäßig raucht, 
setzt seine Gesundheit sicher 
einem stärkeren Risiko aus 
als wir bei unserem China- 
Besuch." Er traf sich dort mit 
verschiedenen hochrangigen 
chinesischen Gesprächspart- 
nern, wie z.B. dem früheren 
Außenminister Tang Jiaxuan 
und dem Generalsekretär des 
Organisationskomitees für 
die Olympischen Spiele 
2008, Wang Wie. 

Mit Wang erörterte Mil- 
bradt die Chancen Leipzigs, 
Ausrichter der olympischen 
Spiele 2012 zu werden. Mil- 
bradt informierte sich über 
die Hauptargumente, mit 
denen China die Mitglieder 
des Internationalen Olympi- 
schen Komitees (IOC) für 
Peking als Austragungsort 

begeistern konnte. Wang 
betonte, es sei wichtig, ein 
Konzept für die Nachnut- 
zung der Sportstätten vorzu- 
legen. Das Prinzip der Nach- 
haltigkeit nehme das IOC 
sehr ernst. 

Mittelstandsförderung 

Außerdem konnte die 
Übereinkunft besiegelt wer- 
den, die Bühnentechnik ei- 
nes großen Theaters in Pe- 
king aus Sachsen zu liefern. 
Die Bühnentechnik im größ- 

ten Theater der Welt, dem 
Nationaltheater, ist bereits 
made in Dresden. Das mit' 
telständische Unternehmen 
SBS hatte die Chinesen 
überzeugen können. Und 
bei 400 Theatern, die in den 
nächsten Jahren in China 
modernisiert werden müs- 
sen, rechnen sich die Dresd- 
ner gute Chancen aus, ihf 

Volumen noch beträchtlich 
steigern zu können. Mi'' 
bradts Resümee fiel nicht 
zuletzt dadurch positiv aus- 
„Ich habe Sachsen bekannt 
gemacht." 

OLYMPISCHE   SPIELE   2012 

Wolfram Köhler zum Olympia- 
Staatssekretär ernannt 

Sachsens Ministerprä- 
sident Georg Milbradt hat 
den Oberbürgermeister 
von Riesa, Wolfram 
Köhler, zum Olympia- 
Staatssekretär berufen. 
Nach der Nominierung 
von Leipzig zur deutschen 
Bewerberstadt für die 
Olympischen Spiele 2012 
soll der 35 Jährige ab dem 
15. Mai die Planungen des 

Freistaates koordinieren 
und damit die Grundlage 
für eine erfolgreiche inter- 
nationale Bewerbung 
schaffen. Insbesondere jn 

den Bereichen Sicherheit- 
Verkehr und Tourismus 
soll der Vater der Id66 

„Leipzig 2012" gemein- 
sam mit einem Team in der 

Staatskanzlei Konzept 
entwickeln. 
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